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Votum

Anonymisierte Fassung zur Veröffentlichung – in eckige Klammern gesetzte
Informationen sind zum Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen verfremdet.

In dem Votumsverfahren

1. [. . . ]

– Anspruchstellerin –

2. [. . . ]

– Anspruchsgegnerin –

erlässt die Clearingstelle EEG|KWKG1 durch die Mitglieder Dr. Brunner, Dibbern
und Dr. Winkler auf der Grundlage der vorgelegten Unterlagen im schriftlichen Ver-
fahren am 13. Juli 2018 einstimmig folgendes Votum:

1. Für den mit den streitgegenständlichen Windenergieanlagen
erzeugten Strom besteht ohne Teilnahme an einer Ausschrei-
bung kein Anspruch auf finanzielle Förderung nach § 19 Abs. 1
EEG 2017.2

2. Nummer 1 gilt seit Inbetriebnahme der Windenergieanlagen.

1Ehemals Clearingstelle EEG; nachfolgend bezeichnet als Clearingstelle.
2Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) v. 21.07.2014
(BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch Art. 1 des Dritten Gesetzes zur Änderung des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes v. 21.06.2018 (BGBl. I S. 862), nachfolgend bezeichnet als EEG 2017.
Arbeitsausgabe der Clearingstelle abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2017/
arbeitsausgabe.
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Ergänzender Hinweis der Clearingstelle:

Ergeben sich aus diesem Votum nachträgliche Korrekturen am bun-
desweiten Ausgleich hinsichtlich der abzurechnenden Strommengen
oder Vergütungs- bzw. Prämienzahlungen (finanzielle Förderung),
sind diese Korrekturen gemäß § 62 Absatz 1 Nummer 4 EEG 2017
bei der nächsten Abrechnung zu berücksichtigen.

1 Tatbestand

Zwischen den Parteien ist streitig, ob es sich bei den von der Anspruchstellerin be-1
triebenen drei Windenergieanlagen des Typs Enercon E-70 mit je 2,3 MW instal-
lierter Leistung um sog. „Übergangsanlagen“ im Sinne von § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2
EEG 2017 handelt und in Folge dessen ein Anspruch nach §§ 19 Abs. 1, 22 Abs. 2
Satz 2 Nr. 2 EEG 2017 auf finanzielle Förderung ohne Teilnahme an einer Ausschrei-
bung besteht.

Bei der Anspruchstellerin handelt es sich um ein kleines Familienunternehmen, der-2
zeit bestehend aus dem Geschäftsführer und seinen beiden Söhnen als Kommandi-
tisten.

Im Jahr 2006 begann die Anspruchstellerin mit den Planungen für die Errichtung der3
drei Windenergieanlagen (im Folgenden: WEA); dabei war zu jeder Zeit – insbeson-
dere auch in der entscheidenden Phase der Vorbereitungen (Erteilung BImSchG3-
Genehmigungen, Sicherstellung der Bankfinanzierung, Bauplanung) – vorgesehen,
die WEA unter den Bedingungen des EEG 20144 unter Inanspruchnahme einer ge-
setzlichen Förderung zu errichten. Die drei immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gungen wurden jeweils unter dem 17. Dezember 2014 erteilt.

In der Folge gab es innerhalb der Gesellschaft längere Auseinandersetzungen über die4
Realisierung des Projekts, die letztlich zum Ausscheiden der ursprünglichen Kom-
manditisten und zum Eintritt der Söhne des Geschäftsführers als Kommanditisten
3Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung v. 17.05.2013
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes v. 18.07.2017 (BGBl. I S. 2771).

4Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) v. 21.07.2014
(BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch Art. 15 des Gesetzes zur Digitalisierung der Energiewende
v. 29.08.2016 (BGBl. I S. 2034), nachfolgend bezeichnet als EEG 2014. Arbeitsausgabe der Clearing-
stelle abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2014/arbeitsausgabe.
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führten. Dieser Umstand führte dazu, dass sich der Beginn der Bauarbeiten am Pro-
jekt verzögerte und die WEA nicht, wie ursprünglich geplant, im Frühjahr/Sommer
des Jahres 2015, sondern erst im März/April 2017 in Betrieb genommen werden
konnten.

Eine Meldung der Genehmigungen an das Anlagenregister erfolgte vor dem Stichtag5
des § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Buchst. b EEG 2017, dem 31. Januar 2017, zunächst nicht,
wurde zwischenzeitlich allerdings mit Datum vom 6. März 2018 nachgeholt. Die
Anspruchstellerin hat nicht auf den gesetzlichen Förderanspruch verzichtet.

Die Anspruchstellerin ging auch nach der Novelle des EEG im Jahr 2017 davon aus,6
dass eine Meldung ihrer Genehmigungen an das Register wegen der Regelungen in
§ 4 AnlRegV5 und § 102 Nr. 3 EEG 2014 nicht erforderlich war. Diese Auffassung
wurde ihr auf Nachfrage von der A. KG6 bestätigt.

Die Anspruchsgegnerin zahlte zunächst bis einschließlich Januar 2018 für die7
von den WEA der Anspruchstellerin in das Netz eingespeisten Energiemengen
die Marktprämie aus. Bei einer Überprüfung der für die Einspeisung der drei
WEA im Vorjahr übermittelten Daten im Rahmen der Endabrechnung für das
Jahr 2017 stellte die Anspruchsgegnerin im Februar 2018 fest, dass die Meldung
der Genehmigung nach dem BImSchG der drei WEA an das Anlagenregister bis
zum 31. Januar 2017 nicht vorlag. Nachdem die Anspruchstellerin auf Nachfrage
der Anspruchsgegnerin mitteilte, dass eine solche Meldung bisher nicht erfolgt ist,
stellte die Anspruchsgegnerin die Zahlung der Marktprämie vorläufig ein.

Die Anspruchstellerin meint, es handele sich bei den von ihr betriebenen WEA8
um Übergangsanlagen im Sinne von § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 EEG 2017, so dass ein
Anspruch auf Zahlung der gesetzlichen Förderungen nach § 19 Abs. 1 EEG 2017 be-
stehe. Die von der Anspruchsgegnerin ab April 2017 geleisteten Zahlungen an sie
hat sie als Bestätigung für den Status als Übergangsanlagen gewertet.

5Verordnung über ein Register für Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien und
Grubengas (Anlagenregisterverordnung – AnlRegV) v. 01.08.2014 (BGBl. I S. 1320), zuletzt geändert
durch Art. 10 des Gesetzes zur Änderung der Bestimmungen zur Stromerzeugung aus Kraft-Wärme-
Kopplung und zur Eigenversorgung v. 22.12.2016 (BGBl. I S. 3106), aufgehoben durch Art. 2 der
Marktstammdatenregisterverordnung (MaStRV) v. 10.04.2017 (BGBl. I 2017 S. 842); abrufbar z. B.
unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/anlregv.

6Die A. KG berät u. a. Unternehmen im Energiesektor.
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Sie ist ferner der Meinung, dass insbesondere die verspätete Meldung der Geneh-9
migung zum Anlagenregister den Übergangsanlagenstatus nicht ausschließe. Denn
nach ihrer Auffassung greife die Regelung des § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Buchst. b
EEG 2017 nicht für die verfahrensgegenständlichen WEA. Allein aus diesem Grund
habe – in Kenntnis der Regelung des § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 EEG 2017 – keine
Meldung der Genehmigungen zum Register stattgefunden.

In § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Buchst. b EEG 2017 heiße es ausdrücklich, dass die Ge-10
nehmigungen mit allen „erforderlichen“ Angaben an das Register zu melden seien.
Welches die erforderlichen Angaben seien, regele das EEG 2017 nicht selbst; was er-
forderlich sei, ergebe sich vielmehr aus der zur Zeit des Stichtages (31. Januar 2017)
geltenden AnlRegV, welche in Kenntnis der Bestimmungen des EEG 2017 zuletzt
am 22. Dezember 2016 geändert worden sei. So regele § 3 AnlRegV allgemeine Re-
gistrierungspflichten (z. B. Name und Adresse des Anlagenbetreibers, den Standort
der Anlage, den Energieträger aus dem Strom erzeugt wird sowie die Angabe, ob
für den erzeugten Strom eine Förderung in Anspruch genommen werden soll), die
unstreitig erfüllt worden seien. Daneben enthalte § 4 Abs. 1 Satz 1 AnlRegV7 eine
besondere Regelung zur Registrierung von Genehmigungen, wonach die Inhaber
von Genehmigungen oder Zulassungen, die nach dem 28. Februar 2015 für geneh-
migungsbedürftige Anlagen erteilt worden sind, die Genehmigung oder Zulassung
spätestens drei Wochen nach ihrer Bekanntgabe nach Maßgabe des Abs. 2 registrie-
ren lassen müssen.

Im vorliegenden Fall datieren die Genehmigungen für die drei WEA vom 17. De-11
zember 2014 und damit vor dem Stichtag 28. Februar 2015, so dass eine Registrie-
rungspflicht für die Genehmigungen nach § 4 Abs. 1 Satz 1 AnlRegV nicht bestehe.
Damit sei die Registrierung dieser „Alt-Genehmigungen“ auch im Sinne des § 22
Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Buchst. b EEG 2017 nicht erforderlich bzw. sei mangels Erforder-
nis als gleichwertig erfüllt anzusehen. Insofern lägen sämtliche Voraussetzungen des
§ 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 EEG 2017 für die drei Übergangsanlagen vor.

Bei § 4 Abs. 1 Satz 1 AnlRegV handele es sich somit um eine Rückausnahme zur12
Registrierungspflicht des § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Buchst. b EEG 2017. Die Vorschrift
des § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Buchst. b EEG 2017 sei daher rechtskonform so zu lesen,
dass nur Genehmigungen, die nach dem 28. Februar 2015 erteilt worden sind, vor
dem 1. Februar 2017 an das Register zu melden waren.

7Zum Wortlaut dieser Fassung der AnlRegV s. 3.3.1.
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An dieser Einschätzung ändere sich auch nichts durch die Übergangsregelung des13
§ 16 AnlRegV8. Denn ausweislich des klaren Wortlauts dieser Regelung richte sich
die Übergangsbestimmung gemäß § 16 Abs. 1 Satz 1 AnlRegV nur an Anlagen zur
Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie mit Ausnahme von Freiflächen-
anlagen und nicht an Windenergieanlagen. Dass dies in den darauf folgenden Absät-
zen nicht jedes Mal wiederholt wird, sei in der Gesetzessystematik begründet. Denn
grundsätzlich würden im Gesetz zunächst die allgemeinen Regelungen und anschlie-
ßend die besonderen Regelungen getroffen. Dies sei zum Beispiel jeweils in §§ 100 ff.
EEG 2014 und EEG 2017 zu sehen. Auch dort folgten erst allgemeine Übergangs-
vorschriften, dann diejenigen zu einzelnen Energieträgern (z. B. Biogas) und dann
sonstige Übergangsbestimmungen.

Hätten die Regelungen in § 16 AnlRegV auf alle Arten von Anlagen unabhängig14
vom Energieträger ausgedehnt werden sollen, so wäre dies in § 16 Abs. 1 AnlRegV
erfolgt und in folgenden Absätzen wären möglicherweise besondere Regelungen zu
einzelnen Energieträgern getroffen worden. Dies habe der Verordnungsgeber gerade
nicht getan. Insofern habe er in § 16 Abs. 1 AnlRegV den Anwendungsbereich der
Übergangsbestimmungen auf Solaranlagen (mit Ausnahme von Freiflächenanlagen)
beschränkt.

Dass die Registrierungspflicht für „Alt-Genehmigungen“ nicht gelten solle und da-15
her durch § 4 AnlRegV eine Rückausnahme von der Registrierungspflicht statuiert
worden sei, ergebe sich auch aus § 102 Nr. 3 EEG 2014, der aus Gründen des Vertrau-
ensschutzes Windenergieanlagen von der Ausschreibungspflicht ausnehmen wollte,
wenn deren Genehmigung vor dem 1. Januar 2017 erteilt wurde und die Inbetrieb-
nahme vor dem 1. Januar 2019 erfolgte. Daher bleibe es bei der Einschränkung des
§ 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Buchst. b EEG 2017 durch § 4 Abs. 1 Satz 1 AnlRegV (in der
am 31. Januar 2017 geltenden Fassung).

Selbst wenn man hier andere Rechtsauffassungen vertreten sollte und die Register-16
meldung aus irgendeinem Grund als verspätet ansähe, so könne dies in diesem be-
sonders gelagerten Einzelfall nicht zu Lasten der Anspruchstellerin gehen. Die An-
spruchstellerin habe jederzeit die nach ihrer Auffassung erforderlichen Mitwirkungs-
pflichten erfüllt. Dabei sei zu berücksichtigen, dass es sich bei der Anspruchstellerin
nicht um einen großen Windparkentwickler mit eigenen Fachabteilungen handele,
sondern um einen kleinen örtlichen „Windmüller“. Insbesondere auch nach inten-
siver Beschäftigung mit entsprechenden Gesetzen und Verordnungen habe die An-
8Zum Wortlaut dieser Fassung der AnlRegV s. 3.3.2.
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spruchstellerin davon ausgehen dürfen, alle Anforderungen erfüllt zu haben. Anders
lautende Hinweise habe sie weder von der Anspruchsgegnerin noch von anderer Stel-
le erhalten. Sollte das Gesetz anders auszulegen sein, so müssten die – insbesondere
durch häufige und ungenaue Gesetzes- bzw. Verordnungsänderungen – entstehenden
Unsicherheiten zu Lasten des Gesetzgebers gehen, der insbesondere den Altfällen
Vertrauensschutz zukommen lassen wollte.

Im EEG 2014 sei daher bereits für Altfälle – wie den der Anspruchstellerin – ge-17
regelt, dass auch nach Umstellung des Fördersystems auf Ausschreibungen für be-
stimmte Anlagen ein Anspruch auch gesetzliche Förderung ohne Zuschlag in einer
Ausschreibung erhalten bleiben solle.

Um diesen Vertrauensschutz in Anspruch nehmen zu können, sei für Windenergie-18
anlagen nach § 102 Nr. 3 EEG 2014 lediglich erforderlich gewesen, dass die Genehmi-
gung vor dem 1. Januar 2017 erteilt wurde und die Anlagen vor dem 1. Januar 2019
in Betrieb genommen werden. Diese Voraussetzungen lägen unstreitig vor. Dass da-
neben noch eine Registeranmeldung erforderlich sein könnte, sei nicht ersichtlich
gewesen. Darauf hätte die Anspruchstellerin nach der Übergangsbestimmung des
EEG 2014 auch vertrauen dürfen. Insofern könne eine verspätete Registermeldung
im Sinne von § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Buchst. b EEG 2017 nicht zu der Rechtsfolge
führen, dass der Übergangsanlagenstatus unwiederbringlich verloren wäre. Dass ei-
ne derart folgenschwere Rechtsfolge nicht gewollt sein kann, ergebe sich auch aus
dem Vergleich mit der AnlRegV. In § 15 AnlRegV werde nämlich eine fehlende Re-
gistermeldung von Genehmigungen lediglich als bußgeldbewehrte Ordnungswidrig-
keit geahndet. Dass daneben vom EEG noch ein vollständiger Verlust des Förderan-
spruchs vorgesehen sein soll, wäre vor diesem Hintergrund mehr als unverständlich,
führte dies doch zu einer Doppelbestrafung, die dem Grundsatz des Vertrauens-
schutzes zuwider liefe.

Der Gedanke des Vertrauensschutzes finde sich auch in der die AnlRegV ab Juli 201719
ersetzenden MaStRV9 wieder. In der Übergangsbestimmung des § 25 Abs. 4 Satz 1
MaStRV sei geregelt, dass Netzbetreiber Betreiber von EEG-Anlagen, die an ihr
Netz angeschlossen und vor dem 1. Juli 2017 in Betrieb genommen worden sind,
schriftlich darüber informieren müssen, dass Betreiber von EEG-Anlagen sich im
Marktstammdatenregister registrieren müssen und die Daten für ihre Bestandsein-
9Verordnung über das zentrale elektronische Verzeichnis energiewirtschaftlicher Daten (Markt-
stammdatenregisterverordnung – MaStRV) v. 10.04.2017 (BGBl I S. 842), zuletzt geändert durch
Art. 5 des Mieterstromgesetzes vom 17.07.2017 (BGBl. I S. 2532), abrufbar z. B. unter https://www.
clearingstelle-eeg-kwkg.de/mastrv.
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heiten bestätigen und erforderlichenfalls korrigieren und ergänzen müssen; wobei
auf die Rechtsfolgen nach § 25 Abs. 6 MaStRV (Zahlungseinstellungen) hinzuweisen
sei. Diese Regelung würde nochmals ganz deutlich bestätigen, dass der Gesetzge-
ber hohen Vertrauensschutz gegenüber Betreibern mit einer gültigen Genehmigung
wahren wollte, um diese vor Härtefällen zu schützen, die aus versäumten Registrie-
rungspflichten resultieren könnten. Der Gesetzgeber habe damit aus den undurch-
sichtigen und teils widersprüchlichen Regelungen in der Vergangenheit gelernt und
daher für die Zukunft geregelt, dass der Netzbetreiber auf geänderte Registrierungs-
pflichten schriftlich hinweisen muss, um den Vertrauensschutz auch tatsächlich zu
gewährleisten.

Wäre die MaStRV gemeinsam mit dem EEG 2017 zum 1. Januar 2017 in Kraft getre-20
ten, so wäre es aufgrund der Hinweispflicht der Netzbetreiber (bei unverzüglichem
Tätigwerden) zur aktuellen Situation – auch bei Annahme einer Registrierungs-
pflicht – nie gekommen. Jedenfalls hätte der Schaden deutlich minimiert werden
können.

Vor diesem Hintergrund wäre es völlig unverhältnismäßig, wenn ein etwaig nicht21
eingehaltener Stichtag für die Meldung einer immissionsschutzrechtlichen Geneh-
migung an die BNetzA, der nichts mit der Erzeugung des Stroms aus Erneuerbaren
Energien, der Abrechnung und der angestrebten Energiewende zu tun habe, ein klei-
nes Unternehmen in die Insolvenz triebe, obwohl sonst alle für eine Förderung erfor-
derlichen Voraussetzungen des § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 EEG 2017 (Genehmigungser-
teilung und Inbetriebnahme) rechtzeitig vorlagen und letztlich alle relevanten Daten
auch komplett gemeldet worden sind. Dies käme einem bloßen Formalismus gleich,
der sich weder im vorangehenden EEG 2014 noch in der aktuellen Regelung aus
EEG 2017 und MaStRV finde und dessen Auslegung somit „weder rückwärts noch
vorwärts“ mit dem Gestaltungswillen des Gesetzgebers im Hinblick auf Planungssi-
cherheit, Vertrauensschutz und Verhältnismäßigkeit in Einklang stehe. Der Gesetz-
geber wolle ja gerade Investitionen durch kleine mittelständische Unternehmen zum
Wohle der Energiewende verlässlich gewährleisten und fördern.

Die gesamte Planung des Windparks beruhe auf dem Fördermodell der Marktprä-22
mie mit fester Vergütung. Die Tranchen der Kreditfinanzierung seien auf die hohe
und niedrige Vergütungsphase angepasst, was sich im Nachhinein wegen der Refi-
nanzierung durch die KfW10 nicht mehr ändern lasse.

10Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW).
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Darüber hinaus habe sie auf die Auskunft der A. KG vertraut, wonach ihre „Alt-23
Genehmigungen“ vom 17. Dezember 2014 nicht der Meldepflicht unterlägen.

Die Anspruchsgegnerin meint, die Voraussetzungen des § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 224
Buchst. a bis c EEG 2017 müssen kumulativ vorliegen, damit die WEA der An-
spruchstellerin als sog. „Übergangsanlagen“ einen Anspruch auf Zahlung der gesetz-
lichen Förderungen nach § 19 Abs. 1 EEG 2017 haben. Dies finde sich auch in der
Begründung des Fraktionsentwurfs zum EEG 2017 (Drucksache 18/8860) zu § 22
EEG 2016 wieder, in der ausgeführt wird, dass kein gesetzlich bestimmter Anspruch
auf Zahlung nach § 19 Abs. 1 EEG 2017 bestehe, sofern eine Genehmigung nach dem
BImSchG erst nach dem 31. Januar 2017 in das Register aufgenommen wird.

Sofern nach Auffassung der Anspruchstellerin im Hinblick auf § 22 Abs. 2 Satz 225
Nr. 2 Buchst. b EEG 2017 Rückgriff auf die zur Zeit des Stichtages (31. Januar 2017)
geltende AnlRegV genommen werden müsse um zu ermitteln, welches die „erfor-
derlichen“ Angaben seien, die an das Register zu melden sind, ergebe sich die Ver-
pflichtung zur Meldung der Genehmigungen an das Anlagenregister aus § 16 Abs. 3
AnlRegV. Gemäß § 16 Abs. 3 AnlRegV sei § 4 AnlRegV in der am 28. Februar 2015
geltenden Fassung11 anzuwenden. Nach § 4 Abs. 1 AnlRegV (in der am 28. Februar
2015 geltenden Fassung) müssen Anlagenbetreiber für genehmigungsbedürftige An-
lagen, die nach dem 31. Juli 2014 genehmigt worden sind, unbeschadet der Pflicht,
die Anlage bei ihrer Inbetriebnahme nach § 3 Abs. 1 AnlRegV registrieren zu lassen,
die Genehmigung spätestens drei Wochen nach deren Bekanntgabe registrieren las-
sen. Die Anspruchstellerin habe daher bereits zum Zeitpunkt der Bekanntgabe der
Genehmigung innerhalb von drei Wochen ihre WEA im Rahmen der AnlRegV re-
gistrieren müssen. Somit habe der Gesetzgeber die kurze Frist des § 22 Abs. 2 Satz 2
Nr. 2 Buchst. b EEG 2017 in das EEG aufgenommen, da bereits alle genehmigungsbe-
dürftigen Anlagen nach Bekanntgabe der Genehmigung innerhalb von drei Wochen
hätten registriert werden müssen. Anlagenbetreiber, deren Windenergieanlagen erst
im Dezember 2016 nach dem BImSchG genehmigt wurden, hätten so noch die Mög-
lichkeit gehabt, innerhalb eines Monats ihre Genehmigung an das Register zu mel-
den, um den Anspruch nach §§ 19 Abs. 1, 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Buchst. b EEG 2017
geltend zu machen.

§ 16 Abs. 3 AnlRegV sei auch nicht ausschließlich auf Anlagen zur Erzeugung von26
Strom aus solarer Strahlungsenergie anzuwenden. Hätte der Verordnungsgeber sämt-
liche Übergangsbestimmungen in § 16 AnlRegV nur für Anlagen zur Erzeugung von
11Zum Wortlaut dieser Fassung der AnlRegV s. 3.1.1.
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Strom aus solarer Strahlungsenergie schaffen wollen, hätte er dies besonders hervor-
gehoben und als „Übergangsbestimmungen für Strom aus solarer Strahlungsenergie“
bezeichnet. Der Verordnungsgeber habe in der Begründung zur AnlRegV lediglich
zu § 16 Abs. 1 AnlRegV ausgeführt, dass der Absatz 1 eine Sonderregelung für Photo-
voltaikanlagen enthalte. Sollten die Übergangsbestimmungen in § 16 AnlRegV nur
für Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie zur Anwen-
dung kommen, wäre § 16 Abs. 3 AnlRegV ohne Sinn. Denn dieser verweise auf § 2
Nr. 2 AnlRegV (Definition der genehmigungsbedürftigen Anlage) und § 4 AnlRegV
(Registrierung von genehmigungsbedürftigen Anlagen) in der am 28. Februar 2015
geltenden Fassung, jedoch stellen Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer
Strahlungsenergie mit Ausnahme von Freiflächenanlagen zumeist keine nach dem
BImSchG genehmigungsbedürftigen Anlagen dar.

Auch wenn die MaStRV gemeinsam mit dem EEG 2017 zum 1. Januar 2017 in Kraft27
getreten wäre, hätte es entgegen den Angaben der Anspruchstellerin unter Bezug-
nahme auf die Hinweispflicht der Netzbetreiber gemäß § 25 Abs. 4 Satz 1 MaStRV
an der aktuellen Situation wahrscheinlich nichts geändert. Gemäß § 25 Abs. 4 Satz 2
MaStRV haben die Netzbetreiber in den Jahresendabrechnungen für die Jahre 2017
und 2018 Informationen zur Verpflichtung zur Registrierung der Anlagen sowie
über die zu übermittelnden Daten und dem Hinweis auf die Rechtsfolgen zu infor-
mieren. Aber auch bei einem Hinweis in der Jahresendabrechnung wäre die Frist
des § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Buchst. b EEG 2017 bereits abgelaufen. Eine frühere Hin-
weispflicht lasse sich aus der MaStRV gerade nicht entnehmen.

Mit Beschluss vom 12. Juli 2018 hat die Clearingstelle das Verfahren gemäß § 2728
Abs. 1 Satz 1 ihrer Verfahrensordnung (VerfO)12 nach dem übereinstimmenden An-
trag der Parteien angenommen. Die durch die Clearingstelle zu begutachtenden Fra-
gen lauteten:

1. Besteht für den mit den streitgegenständlichen Windenergieanlagen
erzeugten Strom ein Anspruch auf finanzielle Förderung nach § 19
Abs. 1 EEG 2017 ohne Teilnahme an einer Ausschreibung ?

2. Ab wann und in welcher Höhe besteht ein derartiger Anspruch ?
12Verfahrensordnung der Clearingstelle in der Fassung v. 01.01.2018, abrufbar unter https://www.

clearingstelle-eeg-kwkg.de/downloads.
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2 Begründung

2.1 Verfahren

Die Besetzung der Clearingstelle ergibt sich aus § 26 Abs. 1 i. V. m. § 2 Abs. 5 VerfO.29
Das Verfahren wurde schriftlich durchgeführt, da alle Parteien und die Clearingstelle
dem zustimmten, § 28 Abs. 2 VerfO. Die Beschlussvorlage haben gemäß §§ 28, 24
Abs. 5 VerfO die Mitglieder der Clearingstelle Dr. Brunner und Dibbern erstellt.

2.2 Würdigung

Die Anspruchstellerin hat gegen die Anspruchsgegnerin für den in ihren WEA er-30
zeugten Strom keinen Anspruch auf gesetzliche finanzielle Förderung ohne erfolg-
reiche Teilnahme an einer Ausschreibung nach § 19 Abs. 1 i. V. m. § 22 Abs. 2 Satz 2
Nr. 2 EEG 2017.

Da nicht sämtliche Voraussetzungen von § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 EEG 2017 erfüllt31
sind (Rn. 34 ff.), besteht ein Anspruch auf finanzielle Förderung nach § 19 Abs. 1
EEG 2017 nur, solange und soweit ein Zuschlag erteilt wurde. Ein anderweitiger
gesetzlicher Zahlungsanspruch für den eingespeisten Strom besteht nicht (Rn. 63 ff.).

Ob und inwieweit die Möglichkeit eines Wiedereinsetzungsantrags bei der Bundes-32
netzagentur zulässig und begründet wäre, war hier nicht zu prüfen.13 Eine etwai-
ge Falschinformation durch die A. KG lässt die Pflicht der Anspruchstellerin zur
fristgemäßen Registrierung der Genehmigung jedenfalls nicht entfallen.14 Sollte die
Anspruchstellerin im Vertrauen auf eine falsche Auskunft die Registrierung nicht
vorgenommen haben und hat dies kausal zu einem Schaden geführt, könnte ihr Scha-
densersatz nach § 280 Abs. 1 BGB15 zustehen. Ob ein solcher Anspruch besteht, ist
jedoch nicht Gegenstand dieses Verfahrens.

13Vgl. dazu ausführlich OLG Düsseldorf, Beschl. v. 22.03.2018 – VI-3 Kart 68/17 (V), abrufbar unter
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/4334.

14Clearingstelle, Empfehlung v. 31.08.2017 – 2016/32, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/empfv/2016/32, Leitsatz 2 Buchst. b und Rn. 32 ff.

15Bürgerliches Gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung v. 02.01.2002 (BGBl. I S. 42, 2909;
2003 I S. 738), zuletzt geändert durch Art. 6 des Gesetzes v. 12.07.2018 (BGBl. I S. 1151).
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2.2.1 Übergangsanlagen nach § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 EEG 2017

Die Anspruchstellerin hat die nach § 4 AnlRegV in der bis zum 28. Februar 2015 gel-33
tenden Fassung16 (Rn. 39 ff.) i. V. m. § 16 Abs. 3 AnlRegV in der ab 1. Januar 201717

oder § 16 Abs. 4 AnlRegV in der bis zum 31. Dezember 2016 geltenden Fassung18

(Rn. 40 ff.) erforderliche Registrierung der Genehmigung ihrer WEA im Anlagenre-
gister nicht vor dem 1. Februar 2017 vorgenommen, weshalb es sich bei den WEA
nicht um sogenannte Übergangswindenergieanlagen handelt. Eine teleologische Re-
duktion des anzuwendenden § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Buchst. b EEG 2017 scheidet
u. a. aufgrund von Sinn und Zweck der Ausnahmeregelung aus (Rn. 48 ff ).

Prüfungsmaßstab § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 EEG 2017 regelt eine Ausnahme von34
dem Grundsatz, dass WEA an Ausschreibungen teilnehmen müssen, um durch das
EEG gefördert zu werden. Nach dieser Regelung wird der Strom finanziell gefördert,
indem der anzulegende Wert statt durch eine Ausschreibung gesetzlich festgelegt
wird. § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 EEG 2017 grenzt die von dieser Regelung profitieren-
den Anlagen wie folgt ab:

„Anlagen, die vor dem 1. Januar 2019 in Betrieb genommen worden
sind, wenn

a) sie vor dem 1. Januar 2017 nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz
genehmigt worden sind,

b) die Genehmigung nach Buchstabe a vor dem 1. Februar 2017 mit
allen erforderlichen Angaben an das Register gemeldet worden ist und

c) der Genehmigungsinhaber nicht vor dem 1. März 2017 durch schrift-
liche Erklärung gegenüber der Bundesnetzagentur unter Bezugnah-
me auf die Meldung nach Buchstabe b auf den gesetzlich bestimmten
Anspruch auf Zahlung verzichtet hat“.

Unstreitig ist, dass die WEA der Anspruchstellerin am 17. Dezember 2014 geneh-35
migt worden sind, im März bzw. April 2017 in Betrieb genommen wurden und die
Anspruchstellerin zu keinem Zeitpunkt erklärt hat, auf den gesetzlich bestimmten
Zahlungsanspruch (gesetzlich bestimmter anzulegender Wert) zu verzichten.
16Zum Wortlaut dieser Fassung der AnlRegV s. 3.1.1.
17Zum Wortlaut dieser Fassung der AnlRegV s. 3.3.2.
18Zum Wortlaut dieser Fassung der AnlRegV s. 3.2.2.
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Die Genehmigungen für die WEA wurden vorliegend erst im März 2018 registriert,36
also nicht vor dem 1. Februar 2017, weshalb die Voraussetzung für die Anwendung
von § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Buchst. b EEG 2017 nicht gegeben sind. Die Vorausset-
zungen müssen grundsätzlich jedoch kumulativ erfüllt sein. Dies ergibt sich schon
aus dem Wortlaut von § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Buchst. b EEG 2017. Denn die Vor-
aussetzungen der Buchstaben a und c sind mit der Voraussetzung nach Buchstabe b
(„vor dem 1. Februar 2017 mit allen erforderlichen Angaben an das Register gemel-
det worden ist“) durch ein „und“ verbunden.

Anwendbare Fassung der AnlRegV Welche Angaben für die Registermeldung37
erforderlich sind, ergibt sich zwar nicht unmittelbar aus dem Wortlaut von § 22
Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Buchst. b EEG 2017, jedoch aus § 4 AnlRegV in der Fassung vom
1. August 201419, die zum Zeitpunkt der Bekanntgabe der Genehmigungen galt.
Zwar verweist § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Buchst. b EEG 2017 nicht unmittelbar auf die
AnlRegV und damit auf die zu übermittelnden Angaben nach § 4 Abs. 2 i. V. m. § 3
Abs. 2 AnlRegV, aber die AnlRegV galt im Zeitpunkt der Genehmigungserteilung
unmittelbar gemäß § 6 EEG 2014 für alle ab dem 1. August 2014 neu genehmigten
genehmigungsbedürftigen und in Betrieb genommenen Anlagen. Diese Inbezugnah-
me der AnlRegV wird in § 6 Abs. 2 EEG 2017 fortgeführt.

Darüber hinaus bezieht sich § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Buchst. b EEG 2017 auf „das Re-38
gister“. Dieses ist in § 3 Nr. 39 EEG 2017 legaldefiniert. Der in § 3 Nr. 39 EEG 2017
definierte Begriff „Register“ fungiert als Oberbegriff für das schon bestehende An-
lagenregister (§ 6 Abs. 2 Satz 2 EEG 2017) und das zum damaligen Zeitpunkt noch
zu errichtende Marktstammdatenregister (nach § 111e EnWG20).21 Insofern ist ge-
regelt, welche Angaben an das Register zu melden waren, weil § 4 AnlRegV in der
Fassung vom 1. August 2014 gemäß der Übergangsbestimmung in § 16 AnlRegV der
nachfolgenden Fassungen22 fortgilt.

§ 4 AnlRegV in der Fassung vom 1. August 2014 regelt die Registrierungspflicht für39
nach dem 31. Juli 2014 genehmigte Anlagen und welche Angaben in das Register
einzutragen sind:
19Zum Wortlaut dieser Fassung der AnlRegV s. 3.1.1.
20Energiewirtschaftsgesetz v. 07.07.2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), zuletzt geändert durch Art. 2 Abs. 6

des Gesetzes v. 20.07.2017 (BGBl. I S. 2808, 2018 I 472).
21BT-Drs. 18/8832, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2017/urfassung/

material, S. 151.
22Siehe 3.2.2, 3.3.2.
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„(1) Anlagenbetreiber müssen für genehmigungsbedürftige Anlagen,
die nach dem 31. Juli 2014 genehmigt worden sind, unbeschadet
der Pflicht, die Anlage bei ihrer Inbetriebnahme nach § 3 Absatz 1
registrieren zu lassen, die Genehmigung spätestens drei Wochen
nach deren Bekanntgabe registrieren lassen.

(2) Anlagenbetreiber müssen sämtliche Angaben zu der genehmigten
Anlage nach § 3 Absatz 2 mit Ausnahme der Angaben nach § 3 Ab-
satz 2 Nummer 9 und Nummer 14 bis 16 sowie die genehmigende
Behörde, das Datum und das Aktenzeichen der Genehmigung, die
Frist, innerhalb derer nach der Genehmigung mit der Errichtung
oder dem Betrieb der Anlage begonnen werden muss sowie den
Zeitpunkt der geplanten Inbetriebnahme übermitteln.

(3) Die Bundesnetzagentur kann nach § 4 Absatz 2 übermittelte Daten
aus dem Anlagenregister löschen, wenn für die Anlage nach Ab-
lauf der von der Genehmigungsbehörde gesetzten Frist und unter
Berücksichtigung der Frist nach § 3 Absatz 3 die Angabe nach § 3
Absatz 2 Nummer 8 noch nicht übermittelt worden ist.“

Dass § 4 AnlRegV in der Fassung vom 1. August 2014 vorliegend maßgeblich ist,40
ergibt sich auch aus § 16 Abs. 3 AnlRegV in der Fassung vom 13. Oktober 201623,
die auch am 31. Januar 2017 noch galt. Diese Regelung lautet:

„Für Anlagen, die vor dem 1. März 2015 genehmigt oder zugelassen wor-
den sind, sind § 2 Nummer 2 und § 4 in der am 28. Februar 2015 gelten-
den Fassung weiter anzuwenden.“

§ 4 AnlRegV in der Fassung vom 1. August 2014 i. V. m. § 16 Abs. 3 AnlRegV in der41
Fassung vom 13. Oktober 2016 verpflichtete daher zur Registrierung einer neu erteil-
ten Genehmigung innerhalb von drei Wochen nach Bekanntgabe der Genehmigung.
Ebenfalls bestimmen § 4 AnlRegV in der Fassung vom 1. August 2014 i. V. m. § 16
Abs. 3 AnlRegV in der Fassung vom 13. Oktober 2016, welche Angaben erforderlich
und zu übermitteln waren.

Auch die Übergangsbestimmung der zwischenzeitlich geltenden Fassungen der42
AnlRegV regelten (inhaltsgleich zu § 16 Abs. 3 AnlRegV in der Fassung vom
13. Oktober 2016), dass für vor dem 1. März 2015 genehmigte Anlagen weiterhin
23Siehe 3.3.2.
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§ 4 AnlRegV in der Fassung vom 1. August 2014 anzuwenden war (§ 16 Abs. 4
AnlRegV in der ab dem 1. März 2015 und bis zum 31. Dezember 2016 geltenden
Fassungen, s. 3.2.2).

Die Übergangsbestimmung in § 16 Abs. 3 AnlRegV (in der Fassung vom 13. Okto-43
ber 2016) gilt für alle EEG-Bestandsanlagen und nicht nur für Solaranlagen. Dies er-
gibt sich aus der amtlichen Überschrift und der Struktur der Übergangsbestimmung.
Zwar enthält § 16 Abs. 1 AnlRegV eine Sonderregelung für Solaranlagen,24 doch be-
ziehen sich die weiteren Absätze von § 16 AnlRegV auf alle EEG-Anlagen. Denn die
Erleichterung in § 16 Abs. 2 AnlRegV hinsichtlich der Meldefrist von Anlagen mit
Inbetriebnahme ab dem 1. August 2014 wäre ohne Anwendungsbereich, wenn diese
lediglich auf Solaranlagen anwendbar wäre. Diese Erleichterung gilt nicht für Solar-
anlagen, weil diese ohnehin bereits nach früheren EEG-Fassungen an die BNetzA
gemeldet werden mussten und daher für diese keine Übergangsfrist einzuräumen
war. Dies geht auch aus den Gesetzesmaterialien unmissverständlich hervor.25 § 16
Abs. 3 AnlRegV in der ursprünglichen Fassung26 war eine Sonderregelung für Be-
standsanlagen, die vor dem 1. August 2014 in Betrieb genommen worden sind, und
galt ebenfalls für alle EEG-Anlagen.

§ 16 Abs. 4 AnlRegV27 ist eine Sonderregelung für Anlagen, die vor dem 1. März44
2015 genehmigt worden sind. Weder aus dem Wortlaut noch aus der systematischen
Stellung noch aus der Entstehung der Norm lässt sich folgern, dass diese auf Wind-
energieanlagen nicht anwendbar ist.

Aus all dem folgt, dass die Genehmigung der genehmigungsbedürftigen WEA der45
Anspruchstellerin binnen dreier Wochen nach deren Bekanntgabe zu registrieren
war, also im Januar 2015. Die Anspruchstellerin war also verpflichtet, die Genehmi-
gungen ihrer WEA bereits eine geraume Zeit vor dem 31. Januar 2017 zu registrieren
und wäre hierzu auch in der Lage gewesen, da der erforderliche Inhalt der erforder-
lichen Meldung hinreichend klar bestimmt war.

24Entwurf einer AnlRegV v. 14.07.2014, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/
eeg2014/urfassung/material, S. 71.

25Entwurf einer AnlRegV v. 14.07.2014, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/
eeg2014/urfassung/material, S. 72.

26AnlRegV in der Fassung v. 01.08.2014. Durch Art. 15 des Gesetzes v. 13.10.2016 (BGBl. I S. 2258) ist
§ 16 Abs. 3 AnlRegV in der bis dahin geltenden Fassung entfallen, § 16 Abs. 4 wurde zu § 16 Abs. 3
AnlRegV.

27AnlRegV in der Fassung v. 01.03.2015, s. 3.2.2.
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Zwar mag es für kleine Familienunternehmen nicht einfach sein, den häufigen Än-46
derungen des EEG und der AnlRegV zu folgen und die bisweilen auch für Fach-
leute nur schwer verständlichen Übergangsbestimmungen zu durchdringen; jedoch
kann dies nicht dazu führen, dass gesetzliche Meldepflichten unbeachtlich werden
oder nur bei großen Unternehmen uneingeschränkt anzuwenden sind. Im Zweifel
ist fachkundige Beratung einzuholen, z. B. durch Anwaltskanzleien.28

Entstehung Auch die Entstehung der Vorschrift legt nichts anderes nahe, als dass47
– neben den weiteren Anforderungen des § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 EEG 2017 – die
Genehmigung vor dem 1. Februar 2017 registriert worden sein muss, um den Ver-
trauensschutz geltend machen zu können. Denn bereits der Referentenentwurf zum
EEG 2017 setzte dies als Anspruchsvoraussetzung voraus.29 Der Begründung ist zu
entnehmen, dass dem Gesetzgeber bewusst war, dass es Anlagen geben könnte, die
die übrigen Voraussetzungen des § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 EEG 2017 erfüllen, deren
Genehmigung aber erst nach dem 31. Januar 2017 registriert werden. Für diese An-
lagen sieht die Begründung ausdrücklich die Teilnahme an Ausschreibungen vor:

„Die Anforderungen [Anm. der Clearingstelle: von § 22 Abs. 2 Satz 2
Nr. 2] sind additiv. Ab 2019 können also auch diese Anlagen an Aus-
schreibungen teilnehmen. Dasselbe gilt z. B. auch, wenn eine BImSchG-
Genehmigung erst nach dem 31. Januar 2017 im Register registriert
wird. Auch hier besteht kein gesetzlich bestimmter Anspruch auf Zah-
lung nach § 19 Absatz 1 EEG 2016. Stattdessen kann die Anlage an den
Ausschreibungen teilnehmen.“30

Keine teleologische Reduktion § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Buchst. b EEG 2017 ist48
auch nicht dahingehend teleologisch zu reduzieren, dass es bei älteren Genehmigun-
28Zu insoweit bestehenden Sorgfaltsanforderungen vgl. OLG Düsseldorf, Beschl. v. 22.03.2018 –

VI-3 Kart 68/17 (V), abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/4334,
Rn. 58 f.

29Entwurf eines Gesetzes zur Einführung von Ausschreibungen für Strom aus erneuerbaren Energien
und zu weiteren Änderungen des Rechts der erneuerbaren Energien v. 14.04.2016, abrufbar unter
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2017/urfassung/material, S. 22; ebenso BT-Drs. 18/8832,
abrufbar ebenda, S. 26.

30Entwurf eines Gesetzes zur Einführung von Ausschreibungen für Strom aus erneuerbaren Energien
und zu weiteren Änderungen des Rechts der erneuerbaren Energien v. 14.04.2016, abrufbar unter
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2017/urfassung/material, S. 166; ebenso BT-Drs. 18/8832,
abrufbar ebenda, S. 199 f.
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gen für den gesetzlich ermittelten Zahlungsanspruch für den Strom aus den WEA
nicht auf die Registrierung der Genehmigungen vor dem 1. Februar 2017 ankommt.

Nach dem zuvor Dargestellten war die Anspruchstellerin bereits vor dem 1. Januar49
2017 nach der AnlRegV verpflichtet, die Genehmigungen ihrer WEA zu registrie-
ren. Bei rechtskonformem Verhalten der Anspruchstellerin wäre die Voraussetzung
in § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Buchst. b EEG 2017 daher „automatisch“ erfüllt gewesen.
Ein rechtskonformes Verhalten setzt der Gesetzgeber hier indes für die Erlangung
des Anspruchs nicht einmal voraus, es genügt für die Entstehung des Anspruchs,
wenn die – verfristete – Meldung bis zum 31. Januar 2017 nachgeholt wird. Das be-
rechtigte Interesse der Genehmigungsinhaber auf Schutz des entstandenen Vertrau-
ens ist damit hinreichend berücksichtigt; für eine teleologische Reduktion ist daher
kein Raum.

Für eine teleologische Reduktion von § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Buchst. b EEG 201750
spricht auch nicht, dass es widersprüchlich sei, bei Übergangswindenergieanlagen die
gesetzliche Förderung mit der Registrierung der Genehmigung zu verknüpfen, wäh-
rend bei anderen Anlagen eine fehlende Registrierung der Genehmigung lediglich
zu einer Ordnungswidrigkeit und zur fehlenden Fälligkeit des Zahlungsanspruchs
führt. Denn zum einen liegen auch sonst die Voraussetzungen für eine teleologi-
schen Reduktion nicht vor. Es besteht bereits keine planwidrige Regelungslücke,
da der Gesetzgeber ausdrücklich eine Ausnahmeregelung in § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2
Buchst. b EEG 2017 geschaffen hat, indem er die Übergangswindenergieanlagen von
der Teilnahme an der Ausschreibung unter bestimmten Voraussetzungen befreit.
Ferner ist keine vergleichbare Interessenlage zu § 15 AnlRegV gegeben. Zum an-
deren besteht kein Widerspruch, sondern ein Gleichlauf zu anderen Anlagen, weil
auch bei neuen Windenergieanlagen die Genehmigungen registriert werden müssen,
um an Ausschreibungen teilnehmen zu können. Denn § 36 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2017
legt – ähnlich wie die Voraussetzung für den gesetzlichen Zahlungsanspruch nach
§ 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Buchst. b EEG 2017 – die Registrierung der Genehmigung als
weitere Voraussetzung für die Teilnahme von Geboten an einer Ausschreibung fest.
Gebote, die die Teilnahmevoraussetzungen nicht erfüllen, u. a. bei fehlender Regis-
trierung der Genehmigung, werden von der BNetzA vom Zuschlagsverfahren nach
§ 33 EEG 2017 ausgeschlossen. Soweit die Übergangsanlagen bei einer fehlenden Re-
gistrierung der Genehmigung schärfer sanktioniert werden als Windenergieanlagen
in der gesetzlichen Förderung (§§ 46 bis 46b EEG 2017), ist dies dadurch gerecht-
fertigt, dass die eigentlich ausschreibungspflichtigen Windenergieanlagen durch § 22

Die Clearingstelle EEG|KWKG ist nichtselbständiger Geschäftsbereich der RELAW GmbH – Gesellschaft für angewandtes
Recht der Erneuerbaren Energien, GF: Agnès Reinsberg. Unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2018/26 können
Sie dieses Dokument herunterladen. Für die Vollständigkeit und Richtigkeit der dargestellten Informationen kann keine
Haftung übernommen werden.
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Abs. 2 Satz 2 EEG 2017 privilegiert werden und daher strengere Anforderungen an-
gelegt werden können.

Während Übergangswindenergieanlagen die Marktprämie im Fall der Direktver-51
marktung oder die Einspeisevergütung erhalten können und somit der anzulegende
Wert gesetzlich ermittelt wird, ohne an einer Ausschreibung teilnehmen zu müs-
sen, gilt dies für Ausschreibungsanlagen nicht. Sie erhalten nur dann einen Zuschlag
und damit eine Förderung für ihren Strom, wenn sie erfolgreich an der Ausschrei-
bung teilgenommen haben. Das Risiko, in einer Ausschreibung zu keinen Zuschlag
zu erhalten und damit die Investitionen nicht refinanzieren zu können, ist für Aus-
schreibungsanlagen ungleich höher als für Übergangswindenergieanlagen.

Dass für Übergangswindenergieanlagen keine Möglichkeit besteht, den gesetzlich er-52
mittelten anzulegenden Wert geltend machen zu können, wenn die Anforderungen
nach § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 EEG 2017 nicht erfüllt sind, ist mit den gesteigerten
Anforderungen an die Ausnahmeregelung verbunden. Grundsätzlich gilt, dass ein
Förderanspruch für den Strom nur noch dann besteht, wenn Anlagenbetreiberin-
nen und -betreiber im Ausschreibungsverfahren einen Zuschlag erhalten haben und
dieser fortbesteht.31 Mit einer teleologischen Reduktion der Anforderung der Regis-
trierung bei Übergangswindenergieanlagen würden diese damit ungleich schlechter
gestellt.

Der Gesetzgeber hat mit der Übergangsregelung ein Privileg für bereits genehmigte53
Anlagen geschaffen, um bereits getätigte Investitionen nicht zu entwerten. Diese Pri-
vilegierung hat er an bestimmte Voraussetzungen geknüpft, um trotzdem die beab-
sichtigte Mengensteuerung des Zubaus von WEA vornehmen zu können. Zu diesem
Zweck hat er bestimmt, dass nur Anlagen privilegiert werden, deren Genehmigung
zum Stichtag registriert wurde und die daher bei der Planung der Ausschreibungen
berücksichtigt werden können.

Auch unter Vertrauensschutzgesichtspunkten ergibt sich nichts anderes. Die An-54
spruchstellerin beruft sich auf § 102 EEG 2014. Dieser enthielt als Vorgängerregelung
von § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 EEG 2017 ebenfalls eine Ausnahme von der Pflicht zur
Teilnahme an Ausschreibungen. § 102 EEG 2014 setzte für den gesetzlich ermittelten
Zahlungsanspruch indes nicht voraus, dass die Genehmigungen wirksam registriert
wurden, auch wenn diese nach der AnlRegV zu registrieren waren. Ein Verstoß ge-
31Vgl. auch OLG Düsseldorf, Beschl. v. 22.03.2018 – VI-3 Kart 68/17 (V), abrufbar unter https://www.

clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/4334, Rn. 35, Rn. 44 ff., wonach § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2
Buchst. b EEG 2017 eine Ausschlussfrist ist oder sein könnte.
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gen die Registrierungspflicht für Genehmigungen führte nach dem EEG 2014 folg-
lich nicht dazu, dass der Anspruch auf den gesetzlich ermittelten anzulegenden Wert
für den Strom entfiel.32 § 102 EEG 2014 ist jedoch weggefallen und wurde durch § 22
Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 EEG 2017 ersetzt.

Der Zweck des § 102 EEG 2014 – das Vertrauen von Investoren zu schützen und so55
eine kontinuierliche Entwicklung beim Ausbau der Windenergie an Land zu ermög-
lichen – wird auch mit der Neuregelung in § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 EEG 2017 weiter-
verfolgt.33 Hinzugetreten ist allerdings die weitere Voraussetzung der Registrierung
bis zum 31. Januar 2017. Dem Interesse an dem Fortbestand derselben Rechtslage
steht das Interesse gegenüber, das Fördersystem auf Ausschreibungen umzustellen
und daher den Vertrauensschutz zeitlich einzugrenzen. Beide Vorschriften dienen
indes gleichermaßen dazu, das Vertrauen von Investoren zu schützen und so eine
kontinuierliche Entwicklung beim Ausbau der Windenergie an Land zu ermögli-
chen.

Ein schutzbedürftiges und -würdiges Vertrauen in das Fortbestehen der Rechtslage56
kann dann grundsätzlich nicht entstehen, wenn die Anlagen noch nicht in Betrieb
genommen worden sind. Denn grundsätzlich besteht Vertrauensschutz nur für be-
reits in Betrieb genommene Anlagen. In Ausnahmefällen sind bereits geplante An-
lagen in den Schutz einzubeziehen. Unter welchen Anforderungen geplante Anla-
gen in denselben Vertrauensschutz wie bereits in Betrieb genommene Anlagen kom-
men, obliegt der Ausgestaltung durch den Gesetzgeber. Darüber hinaus muss es dem
Gesetzgeber möglich bleiben, Änderungen umzusetzen, um etwaigen Fehlentwick-
lungen entgegenzusteuern oder das Fördersystem umzustellen. Der Gesetzgeber hat
bereits mit dem EEG 2014 das Fördersystem auf Ausschreibungen umgestellt. Die-
se Systemumstellung ist durch gesetzgeberische Anpassungen im EEG 2017 vervoll-
ständigt worden, insbesondere hat der Gesetzgeber einen zeitlichen Rahmen für den
Vertrauensschutz festgelegt. Für eine Nichtanwendung dieser zeitlichen Vorgaben
für Anlagen, die die entsprechenden Verpflichtungen deutlich vor Ende der entspre-
chenden Frist hätten umsetzen müssen, ist kein Grund zu erkennen.

32Vgl. dazu Clearingstelle, Empfehlung v. 31.08.2017 – 2016/36, abrufbar unter https://www.
clearingstelle-eeg-kwkg.de/empfv/2016/32, Leitsatz 9 und Rn. 90 ff.

33BT-Drs. 18/8832, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2017/urfassung/
material, S. 199 zu § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 EEG 2017; vgl. auch OLG Düsseldorf, Beschl.
v. 22.03.2018 – VI-3 Kart 68/17 (V), abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/
rechtsprechung/4334, Rn. 47.
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Den Investitionsinteressen der Anlagenbetreiberinnen und -betreiber von geplanten57
Anlagen trägt der Gesetzgeber mit der Regelung in § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 EEG 2017
hinreichend Rechnung. Nach wie vor schützt der Gesetzgeber mit dieser Regelung
die getätigten Investitionen in die geplante Anlage. Mit ihr wird aus Gründen des
Vertrauensschutzes und der Investitionssicherheit § 102 EEG 2014 fortgeführt, je-
doch mit der zusätzlichen Voraussetzung der Registrierung der Genehmigung, um
das Fördersystem abschließend auf Ausschreibungen umzustellen. Die an die För-
derung von Übergangswindenergieanlagen geknüpften Anforderungen hat der Ge-
setzgeber zwar verschärft, jedoch nicht in unzumutbarem Umfang. Denn die Re-
gistrierungspflicht der Genehmigung von genehmigten Anlagen bestand nach der
AnlRegV bereits vor dem 1. Januar 2017. Ein entsprechendes Nachholen verfriste-
ter Registrierungen war bis zum 31. Januar 2017 möglich, so dass Anlagenbetrei-
berinnen und -betreiber die Möglichkeit hatten, die einschneidende Rechtsfolge des
Verlusts des Vertrauensschutzes abzuwenden.

§ 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Buchst. b EEG 2017 und die Registrierung der Genehmigung58
von genehmigten, aber noch nicht in Betrieb genommenen Anlagen haben ferner
als Hintergrund, dass sie den erwarteten Zubau besser voraussehbar machen und
der BNetzA die Berechnung der Ausschreibungsmenge für die Jahre 2017 und 2018
ermöglichen sollen (vgl. Rn. 54). In der Begründung zur Registrierungspflicht von
genehmigten Anlagen in der AnlRegV wird darüber hinaus ausgeführt:

„Diese Anlagen müssen bereits mit Bekanntgabe der Genehmigung
an den Anlagenbetreiber registriert werden. Dadurch soll eine bessere
Voraussehbarkeit des zu erwartenden Zubaus an neuen Erneuerbare-
Energien-Anlagen, insbesondere von Windenergieanlagen, erreicht
werden. Dies ermöglicht den Netzbetreibern eine bessere vorausschau-
ende Netzausbauplanung in ihrem jeweiligen Netzgebiet. Zugleich
erhält der Gesetzgeber eine bessere Daten- und damit Entscheidungs-
grundlage bei der Weiterentwicklung des EEG. Davon umfasst sind
insbesondere genauere Erkenntnisse über die durchschnittlichen Errich-
tungszeiten vom Zeitpunkt der Genehmigung der Anlage bis zu ihrer
Inbetriebnahme. Schließlich kann die Registrierung einer genehmig-
ten Anlage künftig als Anknüpfungspunkt für die Ausgestaltung von
Übergangsregelungen dienen.“34

34Entwurf einer AnlRegV v. 14.07.2014, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/
eeg2014/urfassung/material, S. 46.
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Der Gesetzgeber durfte die Fördervoraussetzungen für noch nicht in Betrieb genom-59
mene Anlagen insoweit auch erweitern. Dies steht in seinem Ermessen, solange und
soweit diese auch (noch) erfüllbar und nicht unzumutbar sind. Dass der Gesetzge-
ber die Fördervoraussetzungen an noch nicht in Betrieb genommene Anlagen er-
weitert und eine Stichtagsregelung eingeführt hat, steht dem Vertrauensschutz nicht
entgegen. Die Anspruchstellerin durfte bei Einhalten der Voraussetzungen auf die
gesetzliche Förderung nach wie vor vertrauen, wenn sie ihre WEA bzw. die Ge-
nehmigungen registriert hat, wozu sie bereits drei Wochen nach Bekanntgabe der
Genehmigungen verpflichtet war.

Registrierungspflicht unabhängig von der Informationspflicht des Netzbetrei-
bers Die Informationspflicht nach § 25 Abs. 4 Satz 1 MaStRV ändert nichts an dem60
bisherigen Ergebnis. Diese verpflichtet Netzbetreiber, Anlagenbetreiberinnen und
-betreiber von Anlagen mit Inbetriebnahme vor dem 1. Juli 2017 über die notwen-
dige Registrierung im Marktstammdatenregister zu informieren. Die Informations-
pflicht galt jedoch zum Zeitpunkt des 31. Januar 2017 noch nicht, zu dem die WEA
spätestens (noch) in das Anlagenregister zu registrieren waren, weil die MaStRV erst
zum 1. Juli 2017 in Kraft getreten ist.

Daneben ist der Hinweis der Anspruchstellerin auf § 25 Abs. 4 Satz 1 MaStRV auch61
deshalb verfehlt, weil – auch wenn die MaStRV gleichzeitig mit dem EEG 2017 in
Kraft getreten wäre – nur Betreiberinnen und Betreiber bereits vor Inkrafttreten der
Verordnung in Betrieb genommener Anlagen nach dieser Vorschrift zu informie-
ren gewesen wären. Die Anlagen der Anspruchstellerin wären mithin nicht erfasst
gewesen.

Weder das EEG 2017 noch das EEG 2014 enthalten eine Informationspflicht der62
Netzbetreiber gegenüber Betreiberinnen und Betreibern neu in Betrieb genomme-
ner Anlagen über die Pflicht zur Anlagenregistrierung nach der AnlRegV oder nach
§ 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 EEG 2017. Eine solche Informationspflicht der Netzbetrei-
ber ließe die Registrierungspflicht der Anlagenbetreiberinnen und -betreiber aber
grundsätzlich auch dann nicht entfallen, wenn der Netzbetreiber dieser Pflicht nicht
nachkäme.35

35Clearingstelle, Empfehlung v. 31.07.2017 – 2016/32, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/empfv/2016/32, Leitsatz 2 b und Rn. 32 ff.; Clearingstelle, Votum v. 02.05.2018 – 2018/9,
abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2018/9.
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2.2.2 Keine anderen Zahlungsansprüche für den eingespeisten Strom nach
dem EEG

Die Anspruchstellerin hat auch keinen Zahlungsanspruch für den eingespeisten63
Strom aus ihren WEA aus anderen Vorschriften innerhalb oder außerhalb des EEG.

Für einen anderweitigen gesetzlichen Förderanspruch nach dem EEG sind keine64
Anhaltspunkte ersichtlich. Da die WEA keine Übergangswindenergieanlagen sind,
kann der Förderanspruch nur nach erfolgreicher Teilnahme an der Ausschreibung
bestehen. Daher ist auch eine Ausfallvergütung nach § 21 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2017
ausgeschlossen.

Jenseits der gesetzlichen Förderung kann die Anspruchstellerin den Strom aus65
den WEA sonstig direkt vermarkten und hierfür einen Kaufpreis erzielen (§ 21a
EEG 2017).

Ein Anspruch auf Wertersatz für den eingespeisten Strom aus ungerechtfertigter Be-66
reicherung gemäß §§ 812 ff. BGB scheidet ebenfalls aus, weil die Zahlungsansprüche
nach dem EEG abschließend geregelt sind.36

Die Erwägungen des BGH37, des OLG Naumburg38 und des OLG Braunschweig3967
zur Vergütungsverringerung bei einem Verstoß gegen die technischen Vorgaben sind
hier entsprechend anzuwenden, da das EEG die finanzielle Förderung abschließend
regelt. Sind die Anforderungen der einzelnen Fördertatbestände nicht erfüllt, so
scheidet grundsätzlich eine gesetzliche Förderung außerhalb des EEG aus.

36Vgl. zum Ausschluss von bereicherungsrechtlichen Wertersatzansprüchen bei Pflichtverstößen der
Anlagenbetreiberinnen und -betreiber BGH, Urt. v. 18.11.2015 – VIII ZR 304/14, abrufbar unter
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/2966, Leitsatz und Rn. 25 ff.; BGH, Urt. v.
05.07.2017 – VIII ZR 147/16, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/
3584, Rn. 36 f.; OLG Naumburg, Urt. v. 05.08.2016 – 7 U 16/16, abrufbar unter https://www.
clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/3460, S. 27 f.; OLG Braunschweig, Urt. v. 16.10.2014 –
9 U 135/14, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/3900, Rn. 68;
LG Mainz, Urt. v. 25.11.2014 – 6 O 37/14, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.
de/rechtsprechung/2677, S. 6 (Berufung zurückgenommen); OLG Koblenz, Verfügung v. 15.05.2015
– 12 U 1396/14, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/3844.

37Vgl. dazu BGH, Urt. v. 18.11.2015 – VIII ZR 304/14, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/rechtsprechung/2966, Leitsatz und Rn. 25 ff.; BGH, Urt. v. 05.07.2017 – VIII ZR 147/16,
abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/3584, Rn. 36 f.

38OLG Naumburg, Urt. v. 05.08.2016 – 7 U 16/16, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.
de/rechtsprechung/3460, S. 27 f.

39OLG Braunschweig, Urt. v. 16.10.2014 – 9 U 135/14, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/rechtsprechung/3900, Rn. 68 ff.
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Dies schließt eine etwaige Vergütung nach anderen Gesetzen ein, so dass auch nach68
dem BGB kein Zahlungsanspruch auf den Marktpreis oder eine Vergütung – un-
beschadet der sonstigen Direktvermarktung – besteht. Dem Ziel der Regelung, nur
Übergangsanlagen zu privilegieren und das Fördersystem auf Ausschreibungen um-
zustellen, würde nicht gerecht, wenn Zahlungsansprüche aus anderen Regelungen
außerhalb des EEG bestünden.
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3 Anhang: Anlagenregisterverordnung

3.1 Fassung v. 01.08.2014 (BGBl. I S. 1320), in Kraft ab 05.08.2014

3.1.1 § 4 Registrierung von genehmigungsbedürftigen Anlagen (Abs. 1 und 2)

(1) Anlagenbetreiber müssen für genehmigungsbedürftige Anlagen, die nach dem 31. Juli
2014 genehmigt worden sind, unbeschadet der Pflicht, die Anlage bei ihrer Inbetriebnah-
me nach § 3 Absatz 1 registrieren zu lassen, die Genehmigung spätestens drei Wochen
nach deren Bekanntgabe registrieren lassen.

(2) Anlagenbetreiber müssen sämtliche Angaben zu der genehmigten Anlage nach § 3 Ab-
satz 2 mit Ausnahme der Angaben nach § 3 Absatz 2 Nummer 9 und Nummer 14 bis 16
sowie die genehmigende Behörde, das Datum und das Aktenzeichen der Genehmigung,
die Frist, innerhalb derer nach der Genehmigung mit der Errichtung oder dem Betrieb
der Anlage begonnen werden muss sowie den Zeitpunkt der geplanten Inbetriebnahme
übermitteln.

3.1.2 § 16 Übergangsbestimmungen

(1) Für Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie kann die Bundes-
netzagentur abweichend von § 3 Absatz 1 und § 7 die Registrierung auf der Grundlage
der zur Erfüllung der Aufgaben nach § 20a des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am
31. Juli 2014 geltenden Fassung genutzten Formularvorgaben solange fortführen, bis die
technischen und organisatorischen Voraussetzungen für die Erfüllung dieser Aufgaben
im Rahmen des Anlagenregisters bestehen. Die Bundesnetzagentur macht den Tag, ab
dem die Registrierung nach § 3 Absatz 1 und § 7 vorzunehmen ist, im Bundesanzeiger
bekannt.

(2) Bis zum 1. Dezember 2014 gilt die Übermittlung der vollständigen Angaben nach § 3
Absatz 2 Nummer 1, 2 und 4 bis 6 für die Zwecke des § 25 Absatz 1 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes als am 1. August 2014 zugegangen.

(3) Die Netzbetreiber müssen Betreiber von Anlagen, die an ihr Netz angeschlossen und
vor dem 1. August 2014 in Betrieb genommen worden sind, mit der Endabrechnung
der finanziellen Förderung nach der für die jeweilige Anlage geltenden Fassung des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes für das Kalenderjahr 2014 in Textform unter Nennung
der zu übermittelnden Daten darüber informieren, dass der Anlagenbetreiber die Anlage
registrieren lassen muss, wenn nach dem 31. Juli 2014 ein Fall des § 6 Absatz 1 Satz 1
eintritt. Bis zum 1. Juli 2015 gilt die Übermittlung der vollständigen Angaben nach § 3
Absatz 2 Nummer 1, 2 und 4 bis 6 und § 6 Absatz 2 für die Zwecke des § 25 Absatz 1 des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes in dem Zeitpunkt des jeweiligen Ereignisses zugegangen,
das nach § 6 Absatz 1 Satz 1 eine Übermittlungspflicht ausgelöst hat.
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3.2 Fassung v. 06.02.2015 (BGBl. I S. 108), in Kraft ab 01.03.2015

3.2.1 § 4 Registrierung von Genehmigungen (Abs. 1 und 2)

(1) Die Inhaber von Genehmigungen oder Zulassungen, die nach dem 28. Februar 2015 für
genehmigungsbedürftige Anlagen erteilt worden sind, müssen die Genehmigung oder
Zulassung spätestens drei Wochen nach ihrer Bekanntgabe nach Maßgabe des Absat-
zes 2 registrieren lassen. Sind mehrere Genehmigungen oder Zulassungen erforderlich,
beschränkt sich die Pflicht nach Satz 1 auf die Genehmigung oder Zulassung, mit der
die baurechtliche Zulässigkeit der Anlage festgestellt wird. Satz 1 ist unbeschadet davon
anzuwenden, ob die Anlage vom Anlagenbetreiber bei ihrer Inbetriebnahme nach § 3
Absatz 1 registriert werden muss.

(2) Die Inhaber müssen die folgenden Angaben übermitteln:

1. die genehmigende Behörde,

2. das Datum und das Aktenzeichen der Genehmigung,

3. den Zeitpunkt der geplanten Inbetriebnahme,

4. die Frist, innerhalb derer nach der Genehmigung mit der Errichtung oder dem Be-
trieb der Anlage begonnen werden muss,

5. die Angaben nach § 3 Absatz 2 mit Ausnahme der Angaben nach § 3 Absatz 2 Num-
mer 9 und Nummer 14 bis 16 und

6. bei Freiflächenanlagen die Nummer des Zuschlags nach § 14 Absatz 2 Nummer 2
Buchstabe c der Freiflächenausschreibungsverordnung, sofern die Nummer bekannt
gegeben worden ist.

3.2.2 § 16 Übergangsbestimmungen

(1) Für Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie mit Ausnahme
von Freiflächenanlagen kann die Bundesnetzagentur abweichend von § 3 Absatz 1 und
§ 7 die Registrierung auf der Grundlage der zur Erfüllung der Aufgaben nach § 20a des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung genutzten For-
mularvorgaben solange fortführen, bis die technischen und organisatorischen Vorausset-
zungen für die Erfüllung dieser Aufgaben im Rahmen des Anlagenregisters bestehen.
Die Bundesnetzagentur macht den Tag, ab dem die Registrierung nach § 3 Absatz 1 und
§ 7 vorzunehmen ist, im Bundesanzeiger bekannt.

(2) Bis zum 1. Dezember 2014 gilt die Übermittlung der vollständigen Angaben nach § 3
Absatz 2 Nummer 1, 2 und 4 bis 6 für die Zwecke des § 25 Absatz 1 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes als am 1. August 2014 zugegangen.

(3) Die Netzbetreiber müssen Betreiber von Anlagen, die an ihr Netz angeschlossen und
vor dem 1. August 2014 in Betrieb genommen worden sind, mit der Endabrechnung
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der finanziellen Förderung nach der für die jeweilige Anlage geltenden Fassung des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes für das Kalenderjahr 2014 in Textform unter Nennung
der zu übermittelnden Daten darüber informieren, dass der Anlagenbetreiber die Anla-
ge registrieren lassen muss, wenn nach dem 31. Juli 2014 ein Fall des § 6 Absatz 1 Satz 1
eintritt. Bis zum 1. Juli 2015 gilt die Übermittlung der vollständigen Angaben nach § 3
Absatz 2 Nummer 1, 2 und 4 bis 6 und § 6 Absatz 2 für die Zwecke des § 25 Absatz 1 des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes in dem Zeitpunkt des jeweiligen Ereignisses zugegangen,
das nach § 6 Absatz 1 Satz 1 eine Übermittlungspflicht ausgelöst hat.

(4) Für Anlagen, die vor dem 1. März 2015 genehmigt oder zugelassen worden sind, sind § 2
Nummer 2 und § 4 in der am 28. Februar 2015 geltenden Fassung weiter anzuwenden.

3.3 Fassung v. 13.10.2016 (BGBl. I S. 2258), in Kraft ab 01.01.2017

3.3.1 § 4 Registrierung von Genehmigungen (Abs. 1 und 2)

(1) Die Inhaber von Genehmigungen oder Zulassungen, die nach dem 28. Februar 2015 für
genehmigungsbedürftige Anlagen erteilt worden sind, müssen die Genehmigung oder
Zulassung spätestens drei Wochen nach ihrer Bekanntgabe nach Maßgabe des Absat-
zes 2 registrieren lassen. Sind mehrere Genehmigungen oder Zulassungen erforderlich,
beschränkt sich die Pflicht nach Satz 1 auf die Genehmigung oder Zulassung, mit der
die baurechtliche Zulässigkeit der Anlage festgestellt wird. Satz 1 ist unbeschadet davon
anzuwenden, ob die Anlage vom Anlagenbetreiber bei ihrer Inbetriebnahme nach § 3
Absatz 1 registriert werden muss.

(2) Die Inhaber müssen die folgenden Angaben übermitteln:

1. die genehmigende Behörde,

2. das Datum und das Aktenzeichen der Genehmigung,

3. den Zeitpunkt der geplanten Inbetriebnahme,

4. die Frist, innerhalb derer nach der Genehmigung mit der Errichtung oder dem Be-
trieb der Anlage begonnen werden muss,

5. die Angaben nach § 3 Absatz 2 mit Ausnahme der Angaben nach § 3 Absatz 2 Num-
mer 9 und Nummer 14 bis 16 und

6. bei Solaranlagen mit einer installierten Leistung von mehr als 750 Kilowatt die Num-
mer des Zuschlags nach § 35 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe c des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes, sofern die Nummer bekannt gegeben worden ist.

3.3.2 § 16 Übergangsbestimmungen

(1) Für Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie mit Ausnahme
von Freiflächenanlagen kann die Bundesnetzagentur abweichend von § 3 Absatz 1 und
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§ 7 die Registrierung auf der Grundlage der zur Erfüllung der Aufgaben nach § 20a des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung genutzten For-
mularvorgaben solange fortführen, bis die technischen und organisatorischen Vorausset-
zungen für die Erfüllung dieser Aufgaben im Rahmen des Anlagenregisters bestehen.
Die Bundesnetzagentur macht den Tag, ab dem die Registrierung nach § 3 Absatz 1 und
§ 7 vorzunehmen ist, im Bundesanzeiger bekannt.

(2) Bis zum 1. Dezember 2014 gilt die Übermittlung der vollständigen Angaben nach § 3
Absatz 2 Nummer 1, 2 und 4 bis 6 für die Zwecke des § 25 Absatz 1 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2016 geltenden Fassung als am 1. August
2014 zugegangen.

(3) Für Anlagen, die vor dem 1. März 2015 genehmigt oder zugelassen worden sind, sind § 2
Nummer 2 und § 4 in der am 28. Februar 2015 geltenden Fassung weiter anzuwenden.
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